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Massnahmen gegen die Masseneinwanderung: Frist abgelaufen 
 

Die Verfassungsbrecher sind  
skrupellose Egoisten 

 
Von Ulrich Schlüer, Verlagsleiter «Schweizerzeit» 

 
Gestern, am 9. Februar 2017 ist die von Volk und Ständen den Bundesbe-
hörden gesetzte dreijährige Frist zur Umsetzung des Volksentscheids ge-
gen die Masseneinwanderung abgelaufen. Die Tatsache gewordene Nicht-
Umsetzung ist nichts anderes als offener Verfassungsbruch.  
 
In wilder Nervosität präsentieren die Verfassungsbrecher Ausreden, Beschöni-
gungen, Rechtfertigungen und Versuche, einen von ihnen anstelle der per 
Volksentscheid geforderten Umsetzung von Massnahmen gegen die Massen-
einwanderung erfundenen «Inländervorrang light» als Alternative der Bevölke-
rung zu verkaufen. Eine «Alternative», die keine einzige der in der Verfassung 
verankerten Forderungen auch nur aufnimmt.  
 

Die Lüge von «den Bilateralen» 
  
Wir greifen eine dieser Rechtfertigungen heraus, jene von FDP-Präsidentin Pet-
ra Gössi. Im «Blick» vom 8. Februar wurde ihr folgende Frage gestellt: «Könnte 
die Schweiz ohne Personenfreizügigkeit wirtschaftlich bestehen?»  
 
Petra Gössis Antwort lautete wie folgt: «Die zentrale Frage ist: Können wir ohne 
die bilateralen Verträge wirtschaftlich bestehen? Hier ist die Antwort klar Nein – 
das kann unser Land nicht. Denn wir sind wie kaum ein anderes Land auf unse-

Die von den Befürwortern ungezügelter Masseneinwanderung ständig 
wiederholte Behauptung, die vom Volk verlangten Nachverhandlun-
gen zur Personenfreizügigkeit würden «die Bilateralen» liquidieren, ist 
eine längst entlarvte Lüge. Von der Masseneinwanderung profitieren 
allenfalls einige Grosskonzerne. Den Steuerzahlern verbleiben daraus 
untragbare Kosten. 

http://www.schweizerzeit.ch/
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re Exportmärkte angewiesen. Dass die in unseren Nachbarstaaten liegen, ist 
klar. Unser Handel mit Baden-Württemberg ist beispielsweise gleich gross wie 
unser Handel mit den USA. Wer exportieren will, braucht Marktzugang. Die bi-
lateralen Verträge garantieren das. Ohne Personenfreizügigkeit jedoch gibt es 
keinen bilateralen Weg.» 
 
In dieser, dem Argumentarium von Economiesuisse entnommenen Antwort 
stecken derart viele Falschbehauptungen, dass sich zunächst die Frage stellt: 
Hat Frau Petra Gössi überhaupt eine Ahnung vom existierenden Vertragsge-
flecht zwischen der Schweiz und der Europäischen Union? Falls sie über keine 
näheren Kenntnisse verfügt, sollte sie zum Thema schweigen. Ist ihr dieses 
Geflecht aber bekannt, dann muss sie sich vorwerfen lassen, in ihrem Interview 
einen ganzen Strauss von Unwahrheiten zu verbreiten. Als seinerzeitiges Mit-
glied der Aussenpolitischen Kommission des Nationalrats, welche die Aushand-
lung des bilateralen Pakets I und des bilateralen Pakets II mit der EU eng be-
gleitet hat, sowie als seinerzeitiges Mitglied der Spezialkommission zum Perso-
nenfreizügigkeits-Vertrag kann ich die gültigen Einzelheiten zu diesem Ver-
tragsgeflecht hier einmal mehr festhalten: 
 

Die Lüge vom Zugang zum EU-Binnenmarkt 
 
Alle Behauptungen, wonach die von Volk und Ständen beschlossenen Mass-
nahmen gegen die Masseneinwanderung «die Bilateralen» insgesamt beseiti-
gen und der Schweiz den Zugang zum EU-Binnenmarkt verschliessen würden, 
entbehren jeglicher Grundlage.  
 
Die Absage des Souveräns an die Masseneinwanderung verlangt vom Bundes-
rat, auf der Grundlage der im Personenfreizügigkeits-Vertrag enthaltenen Revi-
sions-Klausel eine Neuverhandlung zu verlangen. Solch absolut vertragskon-
formes Vorgehen hat nichts, aber auch gar nichts mit Vertragskündigung oder 
Vertragsbruch zu tun. Die formelle Äusserung dieses Begehrens kann von der 
EU in keinem Fall mit Retorsionsmassnahmen quittiert werden.  
 
Nur sechs von insgesamt über hundert bilateralen Abkommen zwischen der 
Schweiz und der EU hängen mit der Personenfreizügigkeit aufgrund der sog. 
Guillotine-Klausel zusammen. Alle restlichen, weit über hundert bilateralen Ab-
kommen zwischen der Schweiz und er EU würden selbst dann in Kraft bleiben, 
wenn das Abkommen über die Personenfreizügigkeit gekündigt würde – was 
der Volksentscheid vom 9. Februar 2014 nicht verlangt. 
 
Und keiner – und das ist von zentraler Bedeutung – der sieben Verträge des 
Pakets I der Bilateralen handelt vom Zugang der Schweiz zum EU-
Binnenmarkt.  
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Der zollfreie Zugang der Schweizer Industrie- und Handelsgesellschaften zum 
EU-Markt wird nicht durch die Bilateralen I, vielmehr durch das Freihandelsab-
kommen Schweiz-EU aus dem Jahr 1972 sichergestellt.  
 

Die Lüge bezüglich der wahren Motive 
 
Der Freihandelsvertrag von 1972 wird von keiner der beiden Vertragsparteien, 
also weder von der EU noch von der Schweiz irgendwie torpediert. Auch die 
EU attestiert diesem Freihandelsvertrag bestes, beiden Seiten gewichtige Vor-
teile sicherndes Funktionieren. Der Vertrag ist durch von beiden Seiten bewusst 
und freiwillig eingegangene WTO-Verpflichtungen (Diskriminierungsverbot) so-
lide abgesichert. 
 
Es stellt sich die Frage, was denn das wahre Motiv ist für die – von nahezu al-
len Medien bereitwilligst verbreitete – Behauptung, wonach das Verlangen nach 
Neuaushandlung der Personenfreizügigkeit «die Bilateralen» insgesamt annul-
lieren würde. Auch dazu gehören die Tatsachen endlich auf den Tisch: 
 
Es geht Economiesuisse und dem Mitte-Links-Parteien-Kartell, die im Bündnis 
mit den Gewerkschaften die Umsetzung des Volksentscheids gegen die Mas-
seneinwanderung hintertreiben, in keinerlei Art und Weise um die «Rettung der 
Bilateralen». Diejenigen, die das behaupten, wissen genau, dass diese nicht 
gefährdet sind. Sie schlagen eine erfundene «Gefahr» breit, damit niemand auf 
die Idee kommt, endlich einmal die wahren Absichten hinter den Forderungen 
um Aufrechterhaltung der Masseneinwanderung unter die Lupe zu nehmen.  
 
Es geht den Erfindern des ganzen Lügengebildes nämlich einzig und allein um 
den Erhalt der Personenfreizügigkeit – also um das ungehinderte Weiterwu-
chern der uneingeschränkten Massenzuwanderung.  
 

Die Lüge von der Wohlstands-Vermehrung 
 
Damit wollen sie sich egoistisch den unbeschränkten Zuzug billiger Arbeitskräf-
te aus der EU erhalten – buchstäblich um jeden Preis. Damit sie teurere 
Schweizer Arbeitnehmer, vor allem Über-Fünfzigjährige jederzeit ersetzen kön-
nen.  
 
Insbesondere die grossen Konzerne profitieren enorm davon, dass sie einen 
unbedingt benötigten Spezialisten aus zwanzig oder noch mehr Bewerbern – 
aus allen Ländern Europas – auswählen können. Mit jenem, den ein Konzern 
schliesslich tatsächlich anstellt, erzielt dieser Konzern meistens gute Ergebnis-
se, also zusätzlichen Gewinn. Dieser Gewinn bleibt im Konzern. Er fliesst des-
sen Managern und Aktionären zu.  
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Die nicht geeigneten, vom Konzern nicht benötigten Bewerber fallen, so sie 
nicht anderweitig unterkommen, dagegen den Steuerzahlern zur Last. Für 
Schulen, Spitäler, gute Gesundheitsversorgung, Strassen, öffentliche Ver-
kehrsmittel, öffentliche Sicherheit, funktionierendes Gerichtswesen sowie für 
die aus dem Massenzuzug von Einwanderern explodierenden Kosten der Sozi-
alapparate haben allein die Steuerzahler aufzukommen – während die Konzer-
ne die Gewinne aus dem für sie äusserst vorteilhaften Massenzuzug für sich 
behalten.  
 
Um diesen, für die Konzerne gewinnträchtigen Automatismus langfristig abzu-
sichern, verbreitet Economiesuisse – mit den meisten Medien im Schlepptau – 
unablässig die Behauptung, «alle» würden von der Masseneinwanderung profi-
tieren. In Wahrheit werden die Steuerzahler masslos geschröpft für die aus 
dem Massenzuzug entstehenden Millionen-Kosten, während die Konzerne den 
Gewinn aus der freien Zuwanderung einstreichen. 
 

Die Lüge vom «Facharbeiter-Zuzug» 
 
Neuerdings wird – wiederum von den Medien breitgeschlagen – eine zusätzli-
che Behauptung in den Vordergrund geschoben: Die Masseneinwanderung 
gehe zurück. Es seien 2016 weniger Personen aus der EU eingewandert als in 
den Jahren zuvor. Dass dies «Weniger» noch immer ein Vielfaches derer aus-
macht, die uns anlässlich der Vertragsunterzeichnung zur Personenfreizügig-
keit als zu erwartende Einwanderer vorausgesagt worden sind, verschweigen 
die meisten Medien allerdings. Sie verschweigen auch die deutliche Verlage-
rung bezüglich Herkunft der Einwanderer aus der EU: Kamen in den Jahren 
zuvor vor allem Einwanderer aus EU-Nordländern in die Schweiz, die als Gut-
verdienende der öffentlichen Hand kaum zur Last fielen, so kommen derzeit 
immer mehr Einwanderer aus den wirtschaftlich zugrunde gerichteten Ländern 
aus dem EU-Süden. Das sind keineswegs hochbezahlte Facharbeiter. Sie 
wandern in Berufe ein, in denen sie bestenfalls niedrige Löhne erzielen, allzu 
oft aber auch das Risiko laufen, baldiger Arbeitslosigkeit zu verfallen. Die Mär 
von der Facharbeiter-Einwanderung ist längst zusammengebrochen. Es ver-
stärkt sich vor allem die Einwanderung in den Sozialstaat Schweiz.  
 
Und dafür haben die Steuerzahler, nicht die von der unbeschränkten Personen-
freizügigkeit profitierenden Konzerne zu bluten.  
 

Ulrich Schlüer 
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